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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Auslandskostengesetzes (AKostG) 
- Drucksache 8/176 — 


A. Problem 

Die geltende Rechtsgrundlage, nach der bisher Kosten (Gebüh- 
ren und Auslagen) durch das Auswärtige Amt, die Auslands- 
vertretungen und die Honorarkonsularbeamten erhoben wer- 
den, ist das Gebührengesetz für das Auswärtige Amt und die 
Auslandsbehörden nebst Tarif vom 8. März 1936. 

Diese Gesetzesregelung ist in vielfacher Hinsicht überholt. Sie 
bedarf der Anpassung an die veränderten Verhältnisse. 

Das Verwaltungskostengesetz vom 23. Juni 1970 hat wesent- 
liche Teilbereiche des Verwaltungskostenwesens neu geregelt. 
Es hat das Auslandskostenrecht einer besonderen gesetzlichen 
Regelung Vorbehalten. 

Nachdem nunmehr auch das Gesetz über die Konsularbeamten, 
ihre Aufgaben und Befugnisse (Konsulargesetz) in Kraft getre- 
ten ist, ist der Zeitpunkt gekommen, das Auslandskostenrecht 
neu zu regeln. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf hat das Ziel, das Auslandskostenrecht so- 
weit wie möglich der Systematik des Inlandskostenrechts anzu- 
gleichen. Außerdem soll er die Grundlage bilden, sich künftigen 
Änderungen der Tatbestände und der Kostenlage zügig anzu- 
passen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Das Gesetz ist kostenneutral. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 8/176 — zuzustimmen mit folgender Maßgabe: 

a) In § 3 erhält die Nummer 1 folgende Fassung: 

„1. mündliche und einfache schriftliche Auskünfte," 

b) In § 25 wird das Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes auf den 1. Januar 
1980 festgelegt. 


Bonn, den 9. November 1977 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr. Schröder 

Vorsitzender 


Dr. Schmitt- Vockenhausen 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 


Der Gesetzentwurf — • Drucksache 8/176 ■ — ■ wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 21. Sitzung am 
24. März 1977 an den Auswärtigen Ausschuß feder- 
führend und an den Innenausschuß mitberatend 
überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung vom 28. September 1977 beraten. Er hat 
empfohlen, dem Gesetzentwurf in der vom Bundes- 
rat vorgeschlagenen Fassung zuzustimmen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner 15. Sitzung am 19. Oktober und 17. Sitzung 
am 9. November 1977 beraten und den in der Be- 
schlußempfehlung aufgezeigten Beschluß gefaßt. 

Bei der Vorlage auf Drucksache 8/176 handelt es 
sich um die Ablösung eines Gesetzes aus dem Jahre 
1936. Die Neuregelung sei im Zusammenhang mit 
dem im Jahre 1974 in Kraft getretenen neuen Kon- 
sulargesetz zu sehen, und zwar in der Form einer 
Lex specialis zum Verwaltungskostengesetz. Dies 
entspricht der Feststellung in § 1 Abs. 3 Nr. 1 des 
Verwaltungskostengesetzes, daß das Auslands- 
kostenrecht einer besonderen Regelung Vorbehalten 
sei. 

Der mitberatende Innenausschuß hat es begrüßt, daß 
die meisten Bestimmungen des Auslandskostengeset- 
zes mit dem für das Inland geltenden Verwaltungs- 
kostengesetz übereinstimmen. Dies dient der Ver- 
waltungsvereinfachung und der besseren Hand- 
habung in der Praxis. Gerade bei kleinen Auslands- 
vertretungen ist es wichtig, daß nicht mit zwei ver- 
schiedenen Gesetzestexten gearbeitet werden muß. 

Eine wesentliche Änderung gegenüber dem Gesetz 
von 1936, in dem die Gebührentatbestände und die 
Gebührensätze festgeschrieben waren, besteht darin, 
daß jetzt die Gebührentatbestände und Gebühren- 
sätze im Verordnungswege geregelt, also jeweils 
auch schneller angepaßt werden können. Wichtig 
sind zwei im Gesetz getroffene Vorkehrungen. Zum 
einen gibt es in § 6 die Ermächtigung, Zuschläge 
bis zu 200 V. H. zu erheben. Diese Bestimmung ist not- 
wendig, um Unterschiede in der Kaufkraft des Gel- 
des oder die Folgen verzerrter amtlicher Wechsel- 
kurse auszugleichen. Zum anderen kann es sein, daß 
im Gastland für vergleichbare Amtshandlungen die 
Gebühren erheblich höher sind als die in der Rechts- 
verordnung vorgesehenen. Hier ist ein Zuschlag ge- 
rechtfertigt, um zu verhindern, daß deutsche Aus- 
landsvertretungen nur deshalb in Anspruch genom- 
men werden, weil ihre Gebühren unter denen der 
Behörden des Gastlandes liegen. 

Die Frage, ob nicht deutsche Stellen miteinander in 
Konkurrenz geraten können, beispielsweise mit den 


Außenhandelskammern, sei vom Auswärtigen Amt 
befriedigend beantwortet worden. Hier ist bereits 
seit 1972 eine weitgehende Anpassung erfolgt, vor 
allem sorge aber die Neuregelung grundsätzlich da- 
für, daß überall eine Angleichung erfolge, wo Kon- 
kurrenzen auftreten könnten. Verschiebungen aus 
Kostengründen würden auf diese Weise verhindert. 

Bedeutsam ist, daß in § 7 im Gegensatz zum Ver- 
waltungskostengesetz eine Auslagenerstattungs- 
pflicht nicht enumerativ nach Fällen festgelegt, son- 
dern, daß sie grundsätzlich stipuliert wird. Diese 
allgemeine Auslagenerstattungspflicht hat ihren 
Grund darin, daß der Tätigkeitsbereich bei den Aus- 
landsvertretungen zu vielfältig ist, als daß die ein- 
zelnen Auslagearten enumerativ aufgeführt werden 
könnten. Hierzu zählen insbesondere die Tätigkei- 
ten, die sich aus den §§ 5 bis 7 des Konsulargesetzes 
— • Hilfeleistungen an einzelne, für Gefangene und 
Kranke, in Katastrophenfällen usw. — ergeben 
können. 

Allerdings sieht das Gesetz in sinnvoller Weise auch 
Korrektive für diese uneingeschränkte Erstattungs- 
pflicht. Zunächst eröffnet § 2 Abs. 2 des Gesetzes 
die Möglichkeit, im Verordnungswege auf die Er- 
stattung bestimmter Auslagen zu verzichten, wenn 
der mit der Erstattung verbundene Verwaltungsauf- 
wand in einem wirtschaftlich unangemessenen Ver- 
hältnis zur Höhe der Auslagen steht. § 10 wie- 
derum ermöglicht es, Situationen zu berücksich- 
tigen, in denen sich der einzelne in einer besonders 
schwierigen Lage befindet. Hinzu kommt, daß § 19 
ausdrücklich auf die Bundeshaushaltsordnung ver- 
weist, in der in § 59 die Möglichkeiten von Stun- 
dung, Niederschlagung und Erlaß behandelt werden. 
Damit steht den Behörden ^ein umfangreiches Instru- 
mentarium zur Verfügung, um die wirtschaftliche 
Lage eines Kostenpflichtigen und die Interessen des 
Bundes angemessen zu berücksichtigen. 

Bei der Erstellung der Gebührenordnung kann eine 
volle Kostendeckung nicht erwartet werden. Es wird 
andererseits aber daran zu denken sein, welch be- 
deutsamen Faktor auch hier die Personalkosten dar- 
stellen. Hier sollte eine ausgewogene Lösung unter 
Einbeziehung der im Ausschuß dazu vorgetragenen 
Meinungen erreicht werden können. Eine Unterrich- 
tung des Ausschusses zu gegebener Zeit wurde vom 
Bundesministerium des Auswärtigen zugesagt. 

Der Ausschuß hat beschlossen, dem Plenum die Zu- 
stimmung zu der Vorlage zu empfehlen, und zwar 
unter Berücksichtigung des Änderungsvorschlags des 
Bundesrates zu § 3 Nr. 1. Diesem Änderungsvor- 
schlag ist auch der mitberatende Innenausschuß bei- 
getreten. 


Bonn, den 9. November 1977 


Dr. Schmitt- Vockenhausen 

Berichterstatter 
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